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Ausgangslage und Vorbemerkungen 

Der Klimawandel stellt nicht nur eine ökologische, sondern auch eine soziale Herausforde-

rung dar. In der Strategie 2025 der SKOS ist im strategischen Handlungsfeld «Sozialpolitik» 

deshalb u.a. vermerkt, dass die SKOS die Zusammenhänge zwischen Klima- und Sozialpolitik 

aufzeigen und die Folgen für die Sozialhilfe analysieren soll. Die Kommission Sozialpolitik und 

Sozialhilfe (SoSo) wurde in der Folge beauftragt, ein Papier zu erarbeiten, das sich mit den 

sozialpolitischen Dimensionen des Klimawandels befasst. Die eingesetzte Arbeitsgruppe1 

hat sich engagiert mit diesem breiten und komplexen Themenfeld auseinandergesetzt. Ziel 

war es, die Thematik so aufzubereiten, dass eine fachlich fundierte Auseinandersetzung in-

nerhalb der sozialpolitischen Handlungsfelder möglich wird. 

Es zeigte sich, dass ein solches Papier eine besondere Herausforderung darstellt, denn es tut 

etwas, was die SKOS sonst eher vermeidet: Es beleuchtet Probleme, für welche andere Poli-

tikzweige und Akteur:innen Lösungen finden müssen. Das Papier wurde in der Folge mehr-

mals überarbeitet, mit dem Ziel, die sozialpolitischen Dimensionen und die Rolle der Sozial-

hilfe noch gezielter herauszuarbeiten.  

Es gab auch eine Diskussion über die Stossrichtung, die das Papier nehmen sollte. Üblicher-

weise handelt es sich bei Publikationen der SKOS um Grundlagen- oder Positionspapiere. Die 

Verbindung von Klima- und Sozialpolitik bewegt sich jedoch an den Rändern der üblichen 

Zuständigkeiten. Daher wurde das Papier als Diskussionspapier verabschiedet. Damit soll 

aufgezeigt werden, dass der SKOS die Mitwirkung beim Thema Klima wichtig ist – gerade, 

weil die Klimapolitik eine international und fachlich breit anerkannte sozialpolitische Dimen-

sion hat. Zugleich wird deutlich gemacht, dass es zurzeit vor allem darum geht, klimapoliti-

sche Fragestellungen aus sozialpolitischer Perspektive zu betrachten, mit dem Ziel, Diskurse 

anzuregen und so zu tragfähigen Lösungen beitragen zu können. 

Wenn klimapolitische Massnahmen künftig nachhaltig und sozialverträglich gestaltet wer-

den sollen – und genau das ist der eigentliche Anspruch hinter diesem Diskurs –, dann muss 

sichergestellt werden, dass soziale Aspekte integraler Bestandteil politischer Lösungen sind. 

Das erfolgreiche Schweizer Modell einer liberalen Wirtschaftsordnung basiert auf einer kla-

ren Abfederung sozialer Risiken. Die soziale Marktwirtschaft setzt voraus, dass die Politik 

prekäre Lebenslagen und besonders betroffene Bevölkerungsgruppen nicht nur im Blick be-

hält, sondern auch aktiv Massnahmen zu deren Absicherung entwickelt und umsetzt. 

Kontakt Co-Präsidium der Kommission SoSo:  

michelle.beyeler@uzh.ch; thomas.michel@biel-bienne.ch 

 

 
1 Mitglieder der Arbeitsgruppe: Michelle Beyeler, Yann Bochsler (ab November 2023), Philipp Dubach, Doris 

Egloff, Annina Grob (bis Dezember 2024), Carlo Knöpfel (bis Februar 2024), Aline Masé, Thomas Michel (ab 

März 2024) 
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1. Einleitung 

Der Klimawandel ist mehr als eine ökologische Herausforderung. Er verändert Lebensbedin-

gungen, verschärft bestehende soziale Ungleichheiten und schafft neue soziale Risiken – 

auch in der Schweiz. Hitzewellen, steigende Wohn- und Energiekosten, veränderte Arbeits-

märkte und gesundheitliche Belastungen treffen nicht alle gleich. Wer schon heute in pre-

kären Verhältnissen lebt, ist besonders gefährdet, von den Folgen des Klimawandels über-

proportional betroffen zu sein. 

Das vorliegende Diskussionspapier beleuchtet Konzepte und Erkenntnisse an der Schnitt-

stelle von Klimawandel und sozialer Sicherheit. Es soll zur Sensibilisierung für neue soziale 

Risiken beitragen, die sich infolge klimatischer Veränderungen und klimapolitischer Mass-

nahmen ergeben können. Zudem skizziert es, welche Herausforderungen und Überlegungen 

sich für die Sozialhilfe daraus ergeben. Im Vordergrund steht weniger die Formulierung kon-

kreter Positionen und Forderungen, sondern die Darstellung von Entwicklungen und die 

Möglichkeiten zur Adressierung solcher Entwicklungen in den sozialpolitischen Handlungs-

feldern. 

Kapitel 2 und 3 liefern hierzu konzeptionelle Grundlagen. Kapitel 4 widmet sich den gesund-

heitlichen Risiken des Klimawandels: welche Gruppen sind aus welchen Gründen besonders 

stark betroffen? Welche Bedeutung hat dies im Bereich Sozialpolitik und Sozialhilfe? 

Kapitel 5 untersucht die Risiken und Chancen des Klimawandels für die Schweizer Wirtschaft, 

den klimabedingten Strukturwandel des Arbeitsmarktes sowie die Folgen für die Arbeits-

platzsituation und den Arbeitnehmerschutz. Abschliessend werden sozialpolitische Hand-

lungsfelder im Bereich Arbeitsmarkt und Bildung vorgestellt.  

In Kapitel 6 werden Konsum, Wohnen und Mobilität im Kontext von Klimawandel und Un-

gleichheit sowie Armutsbekämpfung betrachtet. Welche Effekte sind zu erwarten und wie 

beeinflussen diese die längerfristige Ungleichheit? Kapitel 7 fasst die wichtigsten Punkte für 

die Rolle der Sozialhilfe zusammen. Das Diskussionspapier schliesst mit einem Ideenkatalog, 

in welchem Handlungsfelder und mögliche praktische, sozialpolitische Massnahmen aufge-

führt werden.  

2. Konzepte zur sozialen Dimension des Klimawandels 

Dieses Kapitel führt in das Konzept der sozio-ökologischen Risiken ein, beschreibt zentrale 

Mechanismen der Verstärkung sozialer Ungleichheit und systematisiert direkte und indi-

rekte Risiken des Klimawandels sowie deren mögliche Schadensfolgen. Diese Grundlagen 

bieten einen Rahmen, um die sozialen Implikationen des Klimawandels analytisch zu erfas-

sen und die daraus resultierenden Herausforderungen für die Sozialhilfe in der Schweiz ein-

ordnen zu können. 
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2.1. Sozio-ökologische Risiken 

Der Klimawandel beeinflusst die Entstehung und Verteilung sozialer Risiken. Einerseits ent-

stehen direkte Risiken – etwa durch die zunehmenden Hitzebelastungen oder Naturgefah-

ren. Vor allem aber ergeben sich indirekte Risiken infolge klimapolitischer Anpassungsmass-

nahmen und wirtschaftlicher Veränderungen. Mandelli u.a. verwenden dafür den Begriff der 

sozio-ökologischen Risiken. Diese definieren sie als «signifikante Veränderungen in der Re-

levanz und/oder Verteilung von sozialen Risiken, die direkt aufgrund des Klimawandels […] 

und/oder indirekt aufgrund der Verteilungseffekte von Umweltpolitiken zur Begrenzung des 

Klimawandels auftreten» (Mandelli u.a. 2024, S. 17). 

Zu den indirekten klimabedingten Risiken gehören beispielsweise steigende Wohn- und 

Energiekosten oder eingeschränkte Einkommensperspektiven infolge von Veränderungen 

auf dem Arbeitsmarkt. Es handelt sich dabei meist nicht um völlig neue soziale Risiken, son-

dern häufig um solche, für die das bestehende System der sozialen Sicherheit bereits Lösun-

gen bietet oder entsprechende Strukturen im Aufbau sind – etwa durch Programme zur Ar-

beitsintegration oder durch (Weiter-)Bildungsmassnahmen im Kontext des Strukturwandels. 

2.2. Mechanismen der Verstärkung sozialer Ungleichheit 

Das Thema soziale Ungleichheit und Klimawandel wird häufig auf globaler Ebene diskutiert. 

Dabei wird betont, dass Länder des globalen Nordens stärker zur Klimakrise beigetragen ha-

ben, während Länder des globalen Südens stärker unter den Folgen leiden – und zugleich 

weniger Möglichkeiten zur Bewältigung dieser haben. 

Aber auch innerhalb eines Landes verschärft der Klimawandel soziale Ungleichheit. Wie Is-

lam und Winkel (2017) zeigen, trifft er benachteiligte Gruppen besonders stark: Sie sind – 

abhängig von der Art der Ungleichheit – höheren klimabedingten Risiken ausgesetzt, verletz-

licher gegenüber deren Folgen und verfügen über geringere Bewältigungsressourcen. 

Dadurch verlieren sie überproportional an Einkommen und Vermögen, was wiederum die 

Ungleichheit weiter verstärkt (vgl. Abbildung 1). 

Sozioökonomische Ungleichheiten beziehen sich dabei nicht nur auf finanzielle Ressourcen, 

sondern auch auf weitere Merkmale wie Bildung, Migrationsstatus, Gesundheitszustand, Al-

ter oder Behinderung. 

Das ursprüngliche Modell von Islam und Winkel bezieht sich in erster Linie auf direkte Um-

weltgefahren. Haushalte mit tiefem Einkommen tragen jedoch auch indirekte Kosten der 

Klimaerwärmung – etwa durch wirtschaftliche Anpassungen (vgl. Kapitel 5) oder politische 

Massnahmen zur Emissionsminderung (vgl. Kapitel 3). Abbildung 1 zeigt vier Wirkpfade, ent-

lang derer sich sozioökonomische Ungleichheiten durch den Klimawandel verschärfen kön-

nen. 
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Abbildung 1: Mechanismen der Verstärkung sozialer Ungleichheiten im Klimawandel 

 
Quelle: eigene Darstellung nach Islam/Winkel 2017, ergänzt und angepasst. 
 
 

2.3. Direkte und indirekte sozio-ökologische Risiken und deren 
Schadensfolgen 

Mandelli u.a. (2024) ordnen die direkten sozio-ökologischen Risiken – also jene, die unmit-

telbar durch den Klimawandel oder Umweltgefahren entstehen – in Tabelle 1 ein. Identifi-

ziert werden mögliche negative Folgen in den Bereichen Einkommen, Beschäftigung, Woh-

nen, Mobilität, Ernährungssicherheit, Gesundheit und soziale Einbettung. Tabelle 2 zeigt die 

indirekten Risiken, die sich aus der Abhängigkeit von klimaschädlichen Aktivitäten oder Pro-

dukten ergeben. 
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Tabelle 1: Klassifizierung der direkten sozio-ökologischen Risiken 

 Risiko Mögliche negative Folgen 

Einkommen Finanzielle Gefährdung durch 

Umweltgefahren infolge des 

Klimawandels.  

Einkommens- oder Kapitalver-

luste. Unfähigkeit, die Kosten  

einer Umweltgefährdung zu  

tragen. 

Beschäftigungs-

status 

Arbeit in einem Unternehmen 

oder einem Sektor, der Um-

weltgefahren bzw. Ressour-

cenverlusten infolge des Kli-

mawandels ausgesetzt ist. 

Störungen auf dem Arbeits-

markt, einschließlich Arbeits-

platzverluste. Standortverlage-

rungen, wirtschaftlicher Nieder-

gang und Zwangsmigration. 

Wohnen Wohnen in einem Gebäude, 

das Umweltgefahren infolge 

des Klimawandels ausgesetzt 

ist. 

Verlust und Beschädigung von 

Wohngebäuden, Dienstleistun-

gen und Vermögenswerten. 

Mobilität Einsatz von Transportmitteln 

oder Infrastrukturen, die Um-

weltrisiken infolge des Klima-

wandels ausgesetzt sind. 

Verlust und Beschädigung priva-

ter und öffentlicher Verkehrs-

mittel und Infrastrukturen, 

wodurch Mobilität unerschwing-

lich oder nicht verfügbar wird. 

Ernährungs- 

sicherheit 

Abhängigkeit von Lebensmit-

telketten, die infolge des Kli-

mawandels unterbrochen sind.  

Unerschwinglichkeit oder Nicht-

verfügbarkeit von Nahrungsmit-

teln, was möglicherweise zu Un-

terernährung führt. 

Gesundheit Physisch oder psychisch der 

Hitze oder einer weiteren Um-

weltgefahr infolge des Klima-

wandels ausgesetzt zu sein. 

Krankheiten, Unfälle und Todes-

fälle sowie eine übermässige Be-

lastung des Gesundheitssystems. 

Soziale Einbet-

tung 

Soziale Netzwerke, die einer 

Umweltgefahr infolge des Kli-

mawandels ausgesetzt sind. 

Unfähigkeit zur Teilnahme an so-

zialen Aktivitäten und Mangel an 

zwischenmenschlicher oder ge-

meinschaftlicher Unterstützung 

zur Bewältigung der Kosten ei-

ner Umweltgefährdung. 

Quelle: Adaptiert von Mandelli u.a. 2024, S. 25 
 

  



 

 

8 

Tabelle 2: Klassifizierung der indirekten sozio-ökologischen Risiken 

 Risiko aufgrund von Abhängig-

keit von…  

Mögliche negative Folgen 

Einkommen … umweltschädlichen 

Konsumgewohnheiten  

Einkommensverluste oder er-

schwerter Zugang zu erschwingli-

chem Konsum infolge umweltpo-

litischer Massnahmen. 

Beschäftigungs-

status 

… umweltschädlichen 

Arbeitsmärkten  

Störungen der Beschäftigung - Ar-

beitsplatzverluste, Qualifikations-

bedarf, Standortverlagerungen, 

wirtschaftlicher Niedergang - als 

Folge öffentlicher und privater 

umweltpolitischer Entscheide.    

Wohnen … umweltschädlichen 

Wohnungen  

Steigende Wohnkosten aufgrund 

der Umweltpolitik (höhere Mie-

ten, hohe Kosten für Renovierung 

und Nachrüstung).  

Mobilität … umweltschädlichen 

Verkehrsmitteln oder Infra-

strukturen.  

Höhere Mobilitätskosten, einge-

schränkte Erreichbarkeit auf-

grund der Umweltpolitik.  

Ernährungs-si-

cherheit 

… umweltschädlichen Lebens-

mitteln und Lebensmittelket-

ten. 

Steigende Lebensmittelkosten 

aufgrund von Umweltpolitik.  

Soziale Einbet-

tung 

… umweltschädlichen 

Aktivitäten für das soziale Le-

ben 

Unfähigkeit zur Teilnahme an so-

zialen Aktivitäten aufgrund der 

Umweltpolitik.   

Quelle: Adaptiert von Mandelli u.a. 2024, S. 25.  

3. Effekte klimapolitischer Instrumente auf die Einkom-
mensverteilung 

Klimapolitische Massnahmen haben Effekte auf Ungleichheit und Menschen in Armutssitu-

ationen. In diesem Kapitel werden daher konzeptionelle und empirische Grundlagen zu den 

Verteilungswirkungen klimapolitischer Massnahmen besprochen. Eine Bewertung der poli-

tischen Massnahmen steht dabei nicht im Vordergrund. Die Grundlagen dienen in erster Li-

nie dazu, auf Zusammenhänge aufmerksam zu machen und eine Diskussion anzuregen, wel-

che für soziale Implikationen sensibilisiert ist.  
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3.1. Klimapolitische Instrumente und ihre Verteilungswirkungen 

Klimapolitische Instrumente lassen sich grob in marktbasierte (z. B. Lenkungsabgaben, Emis-

sionshandel) und regulierungsbasierte Instrumente (z.B. Standards, Verbote oder Subven-

tionen) unterscheiden. 

Von progressiven Effekten sprechen wir, wenn der Nettonutzen einer Massnahme mit stei-

gendem Einkommen abnimmt; von regressiven Effekten, wenn er mit steigendem Einkom-

men zunimmt. 

Die Verteilwirkungen entstehen auf unterschiedliche Weise: 

⚫ Verwendung des Einkommens, Konsum: Klimapolitik verteuert die Preise gewisser 

Produkte, z.B. Energie oder Benzin, stärker als andere. Auch gibt es aufgrund von In-

novation und Herstellungskosten Unterschiede in den Kosten von klimafreundlichen 

und nicht-klimafreundlichen Produkten, welche dazu führen, dass ohne Ausgleichsme-

chanismen die armutsbetroffene Bevölkerung kaum auf klimafreundlichere Artikel 

umsteigen kann oder wird. Je grösser der Anteil solch teurerer Produkte im Waren-

korb der Haushalte mit tieferen Einkommen im Vergleich ist, desto regressiver wirkt 

dieser Preismechanismus.   

⚫ Einkommensquellen: Politikinstrumente können die Einnahmen eines Haushalts 

(Löhne, Gewinne, Renten, etc.) beeinflussen. Je höher das Einkommen insgesamt ist, 

umso höher ist in aller Regel der Anteil des Einkommens eines Haushalts, der auf Kapi-

talgewinnen basiert (Vona 2021, S. 10). Eine Politik, welche Arbeit und Kapital un-

gleich stark tangiert, hat demnach immer eine Verteilwirkung. Weiter entstehen Ver-

teilwirkungen daher, dass Politiken hochqualifizierter Arbeit im Vergleich zu einfache-

ren Tätigkeiten ungleich stark fördern können und damit auch die Löhne in diesen Be-

reichen beeinflussen.  

⚫ Direkte nichtmaterielle Effekte: Der nichtmonetäre Nutzen klimapolitischer Massnah-

men (z.B. durch bessere Luftqualität) ist ungleich verteilt. So profitieren etwa einkom-

mensschwächere Haushalte an stark befahrenen Strassen besonders von Emissionsre-

duktionen. 

⚫ Indirekte Effekte: Politische Massnahmen können unbeabsichtigte Nebeneffekte ha-

ben, die sich ungleich auswirken – etwa steigende Mieten in aufgewerteten Quartie-

ren infolge verbesserter Lebensqualität. 

3.2. Massnahmen für eine neutrale oder progressive Klimapolitik  

Viele klimapolitische Massnahmen wirken in der Tendenz regressiv (siehe unten), d.h. Haus-

halte mit tiefen Einkommen werden im Durchschnitt stärker belastet als Haushalte mit ho-

hen Einkommen. Bei Lenkungsabgaben wirkt kann dem durch eine Pro-Kopf-Rückverteilung 

teilweise entgegengewirkt werden (Avenir Suisse 2021, 100). Soll Klimapolitik neutral wirken 

beziehungsweise zur Verminderung von Ungleichheit beitragen, braucht es aber oft weitere 

Kompensationsmassnahmen. Diese können vielfältig ausgestaltet sein, zum Beispiel: 

⚫ Einkommensabhängige Rückverteilung der Einnahmen aus Lenkungsabgaben 

⚫ Rabatte oder Abgabebefreiungen für einkommensschwache Haushalte 

⚫ Abfederung der Restrukturierungskosten in CO₂-intensiven Branchen 
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⚫ Erhöhung der allgemeinen Steuerprogression zur Kompensation regressiver Klimaef-

fekte 

⚫ Sicherstellung einer günstigen Grundversorgung mit Energie 

⚫ Öffentliche Investitionen in Mobilitätsinfrastruktur 

⚫ Schaffung von Klimafonds (aus Lenkungsabgaben oder anderen Finanzierungsquellen), 

die gezielt Haushalte mit geringem Einkommen, kleine Unternehmen oder bestimmte 

Verkehrsteilnehmende unterstützen  

⚫ Finanzierung von Umschulungen und Qualifizierungsprogrammen 

3.3. Analyse der Verteilwirkungen klimapolitischer Instrumente  

Internationale Studien und Analysen haben aufgezeigt, dass die Verteilwirkungen klimapo-

litischer Instrumente tendenziell regressiv wirken (Zachmann, Fredrikson & Claeys 2021; 

Vona 2021). 

Vona (2021) stellt auf Basis einer breiten Literaturstudie im OECD-Kontext fest, dass prak-

tisch alle untersuchten Massnahmen regressiv wirken – und dass sich dieser Effekt langfristig 

verstärkt: Haushalte mit geringem Einkommen können seltener in klimafreundliche Techno-

logien investieren und profitieren entsprechend weniger vom technologischen Wandel.  

Die Analyse kommt ebenfalls zum Schluss, dass Standards und Subventionen in Bezug auf 

Effizienz und Gerechtigkeit schlechter abschneiden als marktbasierte Instrumente. Eine Aus-

nahme sind Subventionen, die vor allem an Haushalte im ärmeren oder mittleren Einkom-

mensbereich vergeben werden. Solche Subventionen wirken in diesem Fall progressiv, sind 

aber dann meist in Bezug auf die Umwelteffekte weniger effizient. Auch wird betont, dass 

pauschale Rückvergütungen nicht ausreichen, um räumlich konzentrierte Belastungen (z.B. 

bei Pendler:innen) auszugleichen. Die Verteilungsgerechtigkeit kann erhöht werden, wenn 

Lenkungsabgaben mit Investitionen in Bildung, Umschulung und Abbau von Arbeitsmarktun-

gleichheiten kombiniert werden.  

Für die Schweiz liegen spezifische Erkenntnisse zur Verteilwirkung vor, etwa für die beste-

hende CO₂-Abgabe auf fossile Brennstoffe sowie für Modelle wie eine CO₂-Abgabe auf Treib-

stoffe oder eine Flugticketabgabe (B.S.S. 2019; Landis 2024, Landis 2019; sotomo 2020). Die 

Analysen zeigen: Einkommensstarke Haushalte verursachen im Durchschnitt deutlich mehr 

Emissionen, einkommensschwache Haushalte sind aber stärker durch die relativen Mehr-

kosten von CO₂-bepreisten Gütern betroffen. Auf der anderen Seite erhalten Einkommens-

schwache Haushalte über Rückverteilungen oft gleich viel oder sogar mehr zurück, als sie 

über Abgaben zahlen.  

Die aktuelle Schweizer Klimapolitik setzt stark auf Vorschriften und Anreize im Gebäudebe-

reich (Heizen). Motorentreibstoffe (Verkehr) hingegen sind nicht Teil der CO₂-Abgabe. Aus 

einer Verteilungsperspektive wäre es laut Landis (2024) sinnvoll, auch Treibstoffe im Ver-

kehr in die CO₂-Bepreisung einzubeziehen. Dabei sei allerdings zu beachten, dass Härtefälle 

möglich sind – etwa für Haushalte mit hoher Emissionsintensität und geringem Einkommen. 
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4. Soziale Ungleichheit und gesundheitliche Risiken auf-
grund des Klimawandels 

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den direkten gesundheitlichen Auswirkungen der Klima-

erwärmung und der zunehmenden Hitzebelastung auf die Gesundheit. Es beleuchtet das ak-

tuelle Wissen über die Zusammenhänge zwischen Armutsbetroffenheit und gesundheitli-

chen Klimagefahren: Je knapper die Ressourcen, desto bedrohlicher sind die gesundheitli-

chen Folgen des Klimawandels (Ebi/Hess 2020; Arpin u.a. 2021; EPA 2021; Marmot u.a. 2020; 

Ndugga/Artiga 2022; Paavola 2017; Rudolph u.a. 2018).  

Da der Sozialhilfe im System der sozialen Sicherheit der Schweiz eher eine kurative, denn 

eine präventive Rolle zukommt, sind ihre Möglichkeiten zur Adressierung der Problematik 

beschränkt. Allerdings wird in den Sozialhilfegesetzen zunehmend auch die Prävention im 

Rahmen der persönlichen Hilfe betont und somit der Sozialhilfe zugeordnet – dabei steht 

sowohl die der Sozialhilfe vorgelagerte Prävention im Fokus wie auch die Nachsorge zur Ver-

meidung von langfristigen sozialen Problemen oder Rückfällen in prekäre Situationen. Im 

Rahmen der materiellen Hilfe kann die Sozialhilfe bei der Sicherstellung z.B. gesundheitsför-

derlicher Wohnsituationen helfen. Zudem kann sie dazu beitragen, Personen mit erhöhtem 

Risiko zu informieren und bei Hitzeereignissen zu schützen.  

4.1. Effekte des Klimawandels auf die menschliche Gesundheit 

Der Klimawandel hat direkte Folgen für die Gesundheit. Besonders relevant – auch in der 

Schweiz – ist die zunehmende Hitzebelastung. Steigende Sommertemperaturen und mehr 

Hitzetage belasten den menschlichen Organismus. Kombiniert mit hoher Luftfeuchtigkeit, 

wenig Wind und starker Sonneneinstrahlung erschweren sie das Regulieren der Körpertem-

peratur. Tropennächte verschärfen die Situation erheblich, weil sie eine Erholung nach Hit-

zetagen verhindern. Zu den Folgen einer zu starken Hitzebelastung gehören Dehydrierung, 

erhöhter Puls, Müdigkeit, Krämpfe, Schwindel und Bewusstlosigkeit; im Extremfall gar der 

Hitzetod (BAFU 2017, S. 25; BAFU u.a. 2020, S. 63; Kovats/Hajat 2008, S. 42). Viele dieser 

Symptome dürften auch die Wahrscheinlichkeit von Unfällen erhöhen (z.B. Stürze oder Un-

fälle am Arbeitsplatz wegen Konzentrationsschwierigkeiten).  

Hitzewellen führen nachweislich zu einer erhöhten Mortalität und häufigeren Notfalleintrit-

ten ins Spital (Kovats/Hajat 2008, S. 44). In Europa waren sie in den letzten Jahrzehnten die 

tödlichsten Naturereignisse. In der Schweiz gab es in den Sommern 2003 und 2015 wegen 

der Hitze jeweils gegen 1000 vorzeitige Todesfälle.  

Bei einer kritischen Schadstoffbelastung mit Stickoxiden und flüchtigen organischen Verbin-

dungen können hohe Temperaturen und eine starke Sonneneinstrahlung die Bildung von 

bodennahem Ozon fördern. Mögliche gesundheitliche Konsequenzen sind Atemwegskrank-

heiten, die bei einer bestehenden Vorbelastung bis zum Tod führen können (BAFU 2017, S. 

26; BAFU/MeteoSchweiz/NCCS 2020, S. 63f.). Wegen der ultravioletten Strahlung erhöht 

eine längere Sonneneinwirkung zudem das Risiko von Hautkrebs. Ein Zusammenhang zwi-

schen dem Klimawandel und der Häufigkeit von Hautkrebs gilt in globaler Perspektive als 

sehr wahrscheinlich (Parker 2021).  
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Neben diesen direkten gibt es auch indirekte Auswirkungen des Klimawandels auf die 

menschliche Gesundheit. Internationale Studien zeigen beispielsweise, dass die klimatischen 

Veränderungen die Ausbreitung von Krankheitserregern und Krankheitsüberträgern begüns-

tigen (Ndugga/Artiga 2022; Ebi/Hess 2020, S. 2058; Paavola 2017, S. 64; Rudolph u.a. 2018, 

S. 122-133).  

4.2. Hitze: Grössere Verletzlichkeit 

Die gesundheitlichen Folgen der Hitzebelastung betreffen nicht alle gleich. Das gilt speziell 

für den Hitzestress. Pointiert formuliert, belastet er die Altersgruppen in einer U-Form: Säug-

linge, Kleinkinder und ältere Menschen leiden unter der Hitze am stärksten, weil ihre Fähig-

keiten zur Thermoregulation begrenzt sind. Auch sind ihre Mobilität und ihre Möglichkeiten 

zur Selbstsorge oftmals eingeschränkt. Betagten Menschen fehlt teilweise ein zuverlässiges 

Durstgefühl; zudem sind sie häufig mit anderen gesundheitlichen Belastungen konfrontiert 

(Paavola 2017, S. 62; Lundgren u.a. 2013, S. 8; Kovats/Haja 2008, S. 47). Auch schwangere 

Frauen gehören zu den Risikogruppen, weil die körperlichen Veränderungen die Thermore-

gulation vor besondere Herausforderungen stellen (Chersich u.a. 2020; Arpin u.a. 2021; 

Lundgren u.a. 2013, S. 9). Mit rund einem Drittel Kinder ist die Sozialhilfe vornehmlich in 

dieser Zielgruppe von diesem Thema betroffen. Die Altersarmut wird in anderen Systemen 

der sozialen Sicherung thematisiert und weniger in der Sozialhilfe – sie nimmt aber seit kur-

zem auch wieder zu und sollte samt den damit verbundenen klimatisch bedingten Risiken 

im Auge behalten werden.  

Wer gesundheitlich vorbelastet ist oder unter chronischen Krankheiten leidet, dem oder 

der setzt die Hitze besonders stark zu. Personen mit geringem Einkommen und niedriger 

Bildung betrifft dies häufiger: Sie kämpfen öfter mit Bluthochdruck, Diabetes, Herzproble-

men oder chronischen Atemwegserkrankungen (z.B. Asthma, Bronchitis; BFS 2020; 

Spiess/Schnyder-Walser 2018, S. 38-46) – alles Krankheitsbilder, die bei Hitzewellen mit er-

höhten gesundheitlichen Risiken verbunden sind (Kovats/Hajat 2008, S. 47; Paavola, S. 62).  

4.3. Hitzebelastungen: Reduzierte Möglichkeiten zur Bewältigung 

Eine angemessene Reaktion auf Hitze setzt entsprechendes Wissen und Gesundheitskom-

petenzen voraus: Die Betroffenen benötigen Informationen, wie sie sich vor schädlichen Fol-

gen schützen können. Sie sollten in der Lage sein, diese zu verstehen und in ihrem Alltag 

umzusetzen. Auch hier zeigen sich Unterschiede nach sozioökonomischem Status bzw. Bil-

dung, Einkommen und Migrationshintergrund (Weber 2020, S. 30, 39; Bieri u.a. 2016). Zu-

dem können Sprachbarrieren Menschen daran hindern, gesundheitsrelevante Informatio-

nen zu verarbeiten und in angemessener Weise auf Hitzebelastungen zu reagieren. 

Dazu kommen auch fehlende Ausweichmöglichkeiten im Privaten. Armutsbetroffene Men-

schen haben oft weniger Möglichkeiten als andere, der Hitze auszuweichen oder sie zu be-

kämpfen. Für Sozialhilfebeziehende gilt, dass sie im Vergleich mit der übrigen Bevölkerung 
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häufiger in Städten leben2 und damit von Wärmeinseleffekten besonders betroffen sind. 

Dazu kommen die konkrete Wohnlage sowie die Ausgestaltung der Wohnung. Günstige 

Wohnungen an stark befahrenen Strassen erhöhen das Risiko einer schädlichen Ozonbelas-

tung; wegen der Lärmbelastung bleiben Fenster geschlossen und die Luftzirkulation ist ein-

geschränkt (Kovats/Hajat 2008, S. 48). Fehlende Wärmeisolation kann zu einem Problem 

werden, zukünftig womöglich auch der Betrieb von Klimaanalagen: Nach der Chicagoer Hit-

zewelle von 1995 wurde vermutet, dass viele ältere Menschen starben, weil sie sich die Un-

terhaltskosten für eine Klimaanlage nicht leisten konnten (Klinenberg 2015, S. 159f.). 

Schutz und Erholung können Grünflächen und Bäume liefern. Wie verbreitet und wie zu-

gänglich sie sind, hängt von den städtebaulichen Voraussetzungen und dem Engagement der 

Kommunalbehörden ab. Mangelt es an öffentlichen Parkanlagen und grüner Stadtarchitek-

tur, so kommen die sozioökonomischen Ressourcen der einzelnen Haushalte zum Tragen: 

Ein eigener Garten dagegen schlägt sich in der Regel in einem höheren Mietzins nieder, und 

selbst für Schrebergärten werden Tendenzen zur Gentrifizierung beobachtet.3 Die tempo-

räre Stadtflucht ist für Menschen mit knappen Finanzen kaum eine Option: Zweit- und Feri-

enwohnungen in klimatisch angenehmeren Berglagen bleiben für gewöhnlich der urbanen 

Mittel- und Oberschicht vorbehalten.  

Fehlende Ausweichmöglichkeiten im Beruf: Erwerbstätige in Berufen, die im Freien oder in 

schlecht isolier- oder kühlbaren Anlagen ausgeübt werden und eine hohe körperliche Belas-

tung mit sich bringen, sind durch die Hitzebelastung am stärksten gefährdet. Das betrifft vor 

allem Menschen in der Landwirtschaft und auf dem Bau. Besonders gefährdet sind zudem 

Erwerbstätige mit Schutzkleidung und -ausrüstung, welche den Wärmeaustausch durch Ver-

dunstung beeinträchtigt (Lundgren u.a., S. 6).  

Risiken bestehen aber auch in anderen Berufsfeldern. Das gilt generell für Menschen, die im 

Freien arbeiten, wie etwa in Gastrobetrieben oder in Kurierdiensten. Auch Erwerbstätigen 

in Berufen im Transport- und Verkehrswesen kann es schwerfallen, sich der Hitze dauerhaft 

zu widersetzen. Schliesslich gibt es auch Erwerbstätige, die in Innenräumen arbeiten, aber 

nicht auf eine angemessene Belüftung oder Luftzirkulation zählen können (Lundgren u.a., S. 

6). 

Viele dieser Berufe bewegen sich in niedrigen Lohnsegmenten. Grössere Ausweich- und Ab-

wehrmöglichkeiten haben die Personen mit meist besser bezahlten Bürojobs. Hier ist die 

körperliche Arbeitsbelastung geringer, und die Arbeitsbedingungen können mit verhältnis-

mässig einfachen Mitteln angepasst werden. Die Unabhängigkeit von den äusseren Bedin-

gungen zeigt sich auch darin, ob den Erwerbstätigen die Rückzugsoption Homeoffice offen-

steht: Wie die Corona-Pandemie gezeigt hat, ist dies bei Personen mit Tertiärabschluss und 

 
2 BFS – Bundesamt für Statistik: Sozialhilfebeziehende und Sozialhilfequote der wirtschaftlichen Sozialhilfe nach 

Gemeindegrösse, im Internet abrufbar unter: www.bfs.admin.ch > Statistiken > Soziale Sicherheit > Sozialhilfe > 

Sozialhilfebeziehende > Wirtschaftliche Sozialhilfe. 

3 «Gärtnern tut dem Yuppie gut», in: NZZ am Sonntag, 18.08.2018; «Die deutsche Mittelschicht drängt in den 

Schrebergarten», in: Die Welt, 18.09.2016; «Schrebergärten: Gegen das Spiesserimage», in: Süddeutsche Zei-

tung, 04.09.2016. 

http://www.bfs.admin.ch/


 

 

14 

guten Einkommen viel häufiger der Fall als bei weniger gut Gebildeten und Verdienenden 

(Martìnez u.a. 2021, S. 24; M.I.S. Trend 2020, S. 16). 

Soziale Isolation ist ein erheblicher Risikofaktor beim Umgang mit Hitzestress, gerade bei 

älteren und bei beruflich ausgegrenzten Menschen. Sind kognitive Fähigkeiten oder die Mo-

bilität eingeschränkt, spielen Achtsamkeit und Fürsorge der Mitmenschen eine entschei-

dende Rolle (Kovats/Hajat 2008, S. 47). Längst nicht alle Menschen, die mit wenig Geld aus-

kommen müssen, sind sozial isoliert. Aber im Durchschnitt können Armutsbetroffene selte-

ner auf die Hilfe von Verwandten, Freunden und Bekannten zählen als die übrige Bevölke-

rung.4 In einigen Konstellationen dürfte diese Kombination besonders stark ausgeprägt sein, 

wie etwa bei Sans-Papiers, für die Kontakte ausserhalb eines engen Zirkels grundsätzlich mit 

Risiken behaftet sind. Auch gutsituierte Menschen können unter sozialer Isolation leiden. 

Ihnen steht jedoch bis zu einem gewissen Grad die Möglichkeit offen, ein fehlendes soziales 

Netz zu kompensieren, indem sie sich professionelle Betreuung und Unterstützung von Drit-

ten einkaufen. Diesen Spielraum haben Armutsbetroffene nicht oder nur so weit, wie die 

öffentliche Hand diese fördert. 

4.4. Rolle der Sozialhilfe bei der Adressierung gesundheitlicher Ri-
siken 

Vorbelastete Personen können besser geschützt werden, wenn frühzeitige Abklärungen und 

präventive Massnahmen bezüglich möglicher Überhitzungsgefahren in der Wohn- und Ar-

beitssituation erfolgen. Den zuständigen Behörden der Arbeitsmarktaufsicht oder im Versi-

cherungswesen (Bauten) müssten solche Aufgaben konkreter zugewiesen werden. Dies um-

fasst beispielsweise die Analyse und allfällige Verbesserung der Wohnbedingungen sowie 

die Schaffung von Schutz gegen negative Klimaeinflüsse und somit sichereren Arbeitsumge-

bungen.  

Für die Sicherstellung solch präventiver Massnahmen kann die Sozialhilfe bedingt einen Bei-

trag leisten: Durch die finanzielle Unterstützung gewährt sie im individuellen Bereich Res-

sourcen, die dazu beitragen können, sowie Nachteile im Zugang zu Schutzmassnahmen und 

Bewältigungsmöglichkeiten auszugleichen. Insbesondere kann sie der Thematik im Rahmen 

ihrer Unterstützungsrichtlinien im Bereich Wohnen und beim Zugang zu bestimmten Hilfs-

mitteln mitberücksichtigen. Dabei kann eine für die Klimadiskussion kontroverse Situation 

entstehen (z.B. rund um den Einsatz von Klimageräten) – hier zeigt sich, warum das Indivi-

dualisierungsprinzip in der Sozialhilfe Sinn machen kann. Die Sozialhilfe kann über materielle 

und immaterielle Hilfe auch dazu beitragen, den (niederschwelligen) Zugang zur Gesund-

heitsversorgung sicherzustellen.   

Zudem kann das Sozialwesen in Kooperation mit dem Gesundheitswesen und dem Katastro-

phenschutz zur Information der vulnerablen Personen beitragen: Wie in der 

 
4 BFS – Bundesamt für Statistik: Hilfe von anderen, nach verschiedenen soziodemografischen Merkmalen, im 

Internet abrufbar unter: https://www.bfs.admin.ch/asset/de/34487110. 
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Hitzemassnahmen-Toolbox des BAG5 detailliert ausgeführt, ist es hilfreich, wenn Sensibili-

sierungs- und Informationsmassnahmen frühzeitig und präventiv durchgeführt werden. Zu-

dem sind Warnsysteme und Informationskampagnen während Hitzewellen aufzubauen. Da-

bei wird betont, dass alle Bevölkerungsgruppen Zugang zu klaren und verständlichen Infor-

mationen über klimabedingte Gesundheitsrisiken sowie wirksame Adaptionsmassnahmen 

haben sollten. Dazu sollten zielgruppengerechte, mehrsprachige Kommunikationsstrategien 

und barrierefreie Informationskanäle aufgebaut werden. Besonders gefährdete Personen 

und deren Angehörige und Betreuungspersonen gilt es speziell zu adressieren und allenfalls 

auch zu schulen.  

Während Extremwetterereignissen gilt es für alle Menschen, insbesondere für besonders 

vulnerable und schwer erreichbare Personen, den Zugang zu Schutz zu gewährleisten. Auf-

suchende Soziale Arbeit sowie der Aufbau von (Freiwilligen-)Netzwerken, Nachbarschafts-

hilfen, etc. können hierbei eine Rolle spielen. Weiter gilt es spezifische Schutzmassnahmen 

für besonders vulnerable Personen zu ergreifen. Ein Beispiel hierzu sind kühle Rückzugs-

räume für Obdachlose, wie im Pilotprojekt in Basel.6  

5. Klimabedingter Strukturwandel: Arbeit, Bildung und 
soziale Sicherheit 

Die Anforderungen an Dekarbonisierung und nachhaltige Produktion im Zuge des Klimawan-

dels führen zu tiefgreifenden Veränderungen in Wirtschaft und Arbeitswelt. Diese Verände-

rungen schaffen neue wirtschaftliche Chancen, bringen aber auch soziale Risiken mit sich, 

insbesondere für jene Personen, deren Zugang zu Bildung, Weiterbildung und sicheren Ar-

beitsplätzen eingeschränkt ist.  

Dieses Kapitel beleuchtet die wirtschaftlichen und arbeitsmarktlichen Auswirkungen des kli-

mabedingten Strukturwandels, analysiert die daraus resultierenden sozialen Risiken und 

Chancen und skizziert sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten sowie die Rolle der Sozial-

hilfe bei der Bewältigung der sozialen Folgen des Klimawandels. 

 
5 https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/nat-gesundheitspolitik/klimawandel/hitze-

welle/tipp/Massnahmenkatalog%20für%20Behörden%20.pdf.download.pdf/Massnahmenkatalog_fuer_Beho-

erden.pdf 

6 https://www.srf.ch/news/schweiz/klimawandel-schutz-vor-sommerhitze-pilotprojekt-fuer-ob-

dachlose-in-basel 

 

https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/nat-gesundheitspolitik/klimawandel/hitzewelle/tipp/Massnahmenkatalog%20für%20Behörden%20.pdf.download.pdf/Massnahmenkatalog_fuer_Behoerden.pdf
https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/nat-gesundheitspolitik/klimawandel/hitzewelle/tipp/Massnahmenkatalog%20für%20Behörden%20.pdf.download.pdf/Massnahmenkatalog_fuer_Behoerden.pdf
https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/nat-gesundheitspolitik/klimawandel/hitzewelle/tipp/Massnahmenkatalog%20für%20Behörden%20.pdf.download.pdf/Massnahmenkatalog_fuer_Behoerden.pdf
https://www.srf.ch/news/schweiz/klimawandel-schutz-vor-sommerhitze-pilotprojekt-fuer-obdachlose-in-basel
https://www.srf.ch/news/schweiz/klimawandel-schutz-vor-sommerhitze-pilotprojekt-fuer-obdachlose-in-basel
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5.1. Wirtschaftliche Risiken und Chancen im Kontext des Klima-
wandels 

Der Klimawandel und die damit verbundenen klimatischen Veränderungen haben in der 

starken wissens- und technologiebasierten Schweizer Wirtschaft nur für wenige Branchen 

und Beschäftigte unmittelbare Folgen. Direkt betroffen sind vor allem Teile der Landwirt-

schaft sowie der alpine Tourismus, der durch häufiger auftretende milde Winter Gefahr 

läuft, seine Geschäftsgrundlage zu verlieren oder diese nur mit deutlich höheren Kosten auf-

rechterhalten zu können. Andere Branchen, wie etwa die Bauwirtschaft, müssen während 

Hitzeperioden mit vorübergehenden Einschränkungen rechnen, ihr Geschäftsmodell wird 

aber nicht in Frage gestellt, die Arbeitsfelder verändern sich aber aufgrund der klimatischen 

Herausforderungen und der technischen Lösungen stark und rasch. 

Die wesentlichen Risiken und Chancen des Klimawandels für die Schweizer Wirtschaft erge-

ben sich primär durch indirekte Wirkungszusammenhänge. Einerseits steht die Wirtschaft 

unter Druck, ihren Beitrag zur Erreichung der nationalen und internationalen Reduktions-

ziele zu leisten. Andererseits wird von ihr erwartet, durch technologische Innovationen zur 

raschen Dekarbonisierung beizutragen. Insbesondere im Rahmen der Energiewende werden 

erhebliche Investitionen seitens der Wirtschaft notwendig (Nordmann 2023).  

Auch die starke internationale Verflechtung der Schweizer Wirtschaft schafft zusätzliche Ri-

siken (INFRAS u.a. 2007). Diese zeigen sich etwa, wenn Rohstoffe aus klimatisch stark expo-

nierten Regionen importiert werden oder wenn klimapolitische Anpassungen in Zulieferlän-

dern Kosten und Lieferketten beeinflussen.  

Gleichzeitig eröffnen sich neue wirtschaftliche Chancen: Veränderte Rahmenbedingungen 

können Innovationsprozesse anstossen, die das Wachstum neuer Geschäftsfelder begünsti-

gen. Bereits heute lassen sich um führende Forschungsinstitutionen wie die ETH und die E-

PFL Cluster identifizieren, die einen «Klimastandort Schweiz» (McKinsey 2022) entstehen 

lassen könnten. 

5.2. Strukturwandel des Arbeitsmarktes im Zuge der Dekarbonisie-
rung 

Bislang fehlen in der Schweiz umfassende Studien, die systematisch die Auswirkungen des 

klimawandelbedingten wirtschaftlichen Wandels auf den Arbeitsmarkt abschätzen. Verfüg-

bare Daten basieren grösstenteils auf Berechnungen für andere Länder (z.B. Deutschland) 

oder beziehen sich auf einzelne Sektoren wie die Photovoltaikbranche (Rohrer 2020). Die 

folgenden Ausführungen stützen sich daher vorwiegend auf konzeptionelle Überlegungen. 

Direkte Effekte des Klimawandels betreffen in absehbarer Zeit vor allem Tätigkeiten mit 

engem Bezug zur Natur, etwa in der Landwirtschaft oder im alpinen Tourismus oder entlang 

der Wasserflächen (Hochwasser und direkte Folgen von See-Erwärmungs-Effekten). Verän-

derungen der klimatischen Bedingungen können hier zu räumlichen Verlagerungen oder Ar-

beitsplatzverlusten führen. Indirekte Effekte betreffen einen weit grösseren Teil der Wirt-

schaft: Die Dekarbonisierung und Reduktion von Treibhausgasemissionen verändern Tätig-

keitsfelder und Beschäftigungsperspektiven in zahlreichen Branchen. Arbeitnehmende, 
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deren Qualifikationen in emissionsintensiven Bereichen angesiedelt sind, riskieren, ihre Stel-

len mittelfristig zu verlieren. Betroffen sind nicht nur spezialisierte Fachkräfte (z.B. Mecha-

niker für Verbrennungsmotoren), sondern auch Beschäftigte in vielen weiteren Industrie-, 

Dienstleistungs- und Luftverkehrssektoren. Für ältere und hoch spezialisierte Arbeitneh-

mende können die Anpassungskosten besonders hoch ausfallen oder sie sind kaum leistbar, 

weil die Kompetenzen für solche Anpassungsprozesse nicht gefördert wurden. 

Gleichzeitig entstehen neue Beschäftigungsmöglichkeiten – vor allem in Bereichen, die 

technologische Innovationen zur Reduktion von Emissionen entwickeln, implementieren 

und unterhalten. Der bestehende digitalisierungsbedingte Strukturwandel wird durch die 

Klimatransformation zusätzlich verstärkt. Gewinner:innen dieses Prozesses dürften vor al-

lem gut ausgebildete Fachkräfte und Absolvent:innen von Tertiärausbildungen sein, die 

rechtzeitig in neue Kompetenzen investiert haben. 

Förderprogramme, die Gebäudesanierungen und den Ausbau erneuerbarer Energien un-

terstützen, eröffnen weitere Beschäftigungschancen. Besonders die Bauwirtschaft, die Zu-

lieferindustrie für Baumaterialien sowie die Recyclingbranche (Kreislaufwirtschaft) profitie-

ren von der neuen Nachfrage. In diesen Bereichen entstehen neue Berufsbilder und Ausbil-

dungsangebote, etwa in Form der Solateurlehre. Rohrer (2020) schätzt, dass rund 2000 zu-

sätzliche Fachplaner:innen und etwa 14 000 Montagepersonen benötigt werden, um den 

Ausbau der Photovoltaikproduktion in der Schweiz zu bewältigen. 

Für Arbeitnehmende stellt sich die Herausforderung, sich in einem veränderten Arbeits-

markt zu positionieren. Je nach Branche und Unternehmensgrösse bestehen unterschiedli-

che Voraussetzungen für Information, Weiterbildung und Unterstützung. Beschäftigte in in-

novativen Sektoren oder grossen Unternehmen dürften bessere Chancen haben, während 

Angestellte in kleinen und mittelständischen Betrieben (KMU) mit geringeren Ressourcen 

vor grösseren Anpassungshürden stehen könnten. 

5.3. Soziale Risiken und Chancen des Strukturwandels im Arbeits-
markt  

Der Schweizer Arbeitsmarkt befinden sich seit mehreren Jahrzehnten in einem fortlaufen-

den Wandel. Die fortschreitende Digitalisierung und der Übergang zu einer wissensintensi-

veren Wirtschaft haben erhebliche Veränderungen ausgelöst, die bis heute andauern und 

sich durch aktuelle Entwicklungen wie künstliche Intelligenz und Automatisierung voraus-

sichtlich weiter beschleunigen werden. 

Im Zuge der früheren Strukturwandelprozesse verzeichneten bisher insbesondere klassi-

sche, weniger technologieintensive Branchen (Low-Tech-Sektoren) wie die Holz-, Papier- 

und Druckindustrie, der Maschinenbau sowie die Textil- und Bekleidungsindustrie starke Be-

schäftigungsverluste. Gründe dafür waren unter anderem Produktionsverlagerungen in Län-

der mit tieferen Lohnniveaus sowie technologische Substitutionen (Nathani u.a. 2017, S. 54). 

Gleichzeitig veränderte sich die Natur der Erwerbsarbeit: Mit der zunehmenden Technolo-

gisierung stiegen die Anforderungen an die Arbeitskräfte (Aeppli u.a. 2017). Nicht-lineares, 

kreatives Denken sowie sogenannte Nicht-Routine-Tätigkeiten gewannen an Bedeutung 

(Nathani u.a. 2017, S. 65). 
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Diese Verschiebung führte zu einer wachsenden Bildungsungleichheit: Die Lohndifferenzen 

zwischen Personen mit hoher und tiefer Bildung nahmen zu, und das Risiko der Arbeitslosig-

keit entwickelte sich zunehmend bildungsabhängig (Can/Sheldon 2017, S. 2). Auch ältere 

Arbeitnehmende hatten grössere Schwierigkeiten, sich an die neuen Anforderungen anzu-

passen. So stiegen beispielsweise zwischen 2009 und 2018 die Sozialhilfequoten bei den 46- 

bis 64-Jährigen, während sie bei den unter 35-Jährigen sanken (Beyeler u.a. 2019, S. 26). Es 

spricht bisher nichts dafür, dass sich diese Effekte nicht weiter in dieselbe Richtung entwi-

ckeln.  

Eine schematische Übersicht zu den potenziellen Auswirkungen des klimabedingten Struk-

turwandels auf verschiedene Beschäftigtengruppen bietet Tabelle 3. Sie zeigt auf, welche 

Gruppen voraussichtlich besonders von neuen Chancen profitieren oder überdurchschnitt-

lich Risiken tragen werden. 

Tabelle 3: Gewinner:innen und Verlierer:innen im Arbeitsmarkt 

Chancen / Gewinner:innen Risiken / Verlierer:innen 

Baubranche, Cleantech-Branchen, weitere zu-

kunftsorientierte Wirtschaftszweige 

Beschäftigte in KMU ohne Nachhaltigkeitsstra-

tegie 

Fachkräfte in Boom-Branchen Spezialisierte Beschäftigte in emissionsintensi-

ven Bereichen 

Hochqualifizierte Arbeitskräfte Personen mit tiefer oder fehlender formaler 

Bildung und/oder mit gesundheitlichen Hürden 

gegenüber sich rasch verändernden berufli-

chen Herausforderungen.  
Quelle: Eigene Darstellung. 

5.4. Sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten und Rolle der  
Sozialhilfe 

Im Kontext des Klimawandels und dem Kampf gegen Armut sind die Volkswirtschaften ge-

fordert, einen spezifischen Mix an Politiken (Klima, Mobilität und Wohnen, Wirtschaft, Ar-

beitsmarkt und Sozialpolitik) zu wählen, der ein förderliches Umfeld für nachhaltige Unter-

nehmen und gute Arbeitsplätze schafft (ILO 2015, S. 6, Travail.Suisse 2021, SGB 2022). Ge-

mäss der ILO sollte das Ziel sein, überall entlang der Wertschöpfungskette nachhaltige Pro-

duktion zu stärken und dabei gute und sichere Arbeitsplätze zu schaffen. Gleichzeitig gilt es, 

Personen mit erhöhtem Risiko den Anschluss an den Arbeitsmarkt zu verlieren, durch ge-

zielte Massnahmen im Bereich Bildung, sozialer und beruflicher Integration zu unterstützen.  

Ein zentraler Hebel zur Stärkung der Teilhabechancen liegt in der Bildungsförderung und der 

niederschwelligen Qualifizierung. Bereits 2018 haben die SKOS und der Schweizerische Ver-

band für Weiterbildung (SVEB) eine Weiterbildungsoffensive im Bereich der Grundkompe-

tenzen initiiert. Diese verfolgt das Ziel, das bisher dominante Paradigma der schnellen Ar-

beitsmarktintegration von Sozialhilfebeziehenden durch das Leitbild "Arbeit dank Bil-

dung" abzulösen (SKOS/SVEB 2018). 
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Im Kontext des klimawandelbedingten Strukturwandels gewinnt dieser Paradigmenwechsel 

weiter an Aktualität. Erhebungen bei Schweizer Sozialdiensten zeigen, dass vielerorts Hand-

lungsspielräume bestehen, um Aus- und Weiterbildungen gezielt zu fördern – wenngleich 

die Möglichkeiten je nach Kanton, Stadt und individueller Ausgangslage unterschiedlich aus-

gestaltet sind oder genutzt werden (Beyeler/Schuwey 2022; Rudin u.a. 2022). Eine Weiter-

entwicklung dieses Ansatzes sowie eine gezielte Stärkung der Beratungskompetenzen und -

Ressourcen im Bereich zukunftsträchtiger Qualifikationen könnten einen wichtigen Beitrag 

leisten, um neue Arbeitsmarktperspektiven zu eröffnen.  

Bildung – insbesondere die Grundkompetenzförderung – kann zudem die selbständige All-

tagsgestaltung von Sozialhilfebeziehenden erhöhen. So können sich Sozialhilfebeziehende 

z.B. besser klimarelevante Informationen beschaffen oder diese verstehen, z.B. im Falle von 

Hitzewellen und können sich selbständig(er) vernetzen. 

Auf politischer Ebene werden derzeit neue staatliche Finanzierungsinstrumente für Um-

schulungen diskutiert, etwa nationale, kantonale oder regionale Klimafonds. Zu beachten 

ist, dass solche Instrumente – wenn sie ausschliesslich auf Qualifikationen im Cleantech- 

oder Baubereich fokussieren – relevante Verlierer:innen des Strukturwandels nicht ein-

schliessen, da nicht alle für eine Ausbildung in diesem Bereich in Frage kommen, die Zu-

gangshürden zu hoch angesetzt werden oder vorbereitende Massnahmen zur Verminderung 

solcher Hürden fehlen oder nicht finanziert werden können.  

Ein Teil der Bevölkerung wird in einem stärker technologisierten, wettbewerbsintensiven 

Arbeitsmarkt kaum Chancen auf eine nachhaltige Arbeitsintegration finden. Massnahmen 

der sozialen und beruflichen Integration und längerfristige Programme zur Unterstützung 

von Personen in Langzeitarbeitslosigkeit, wie Teillohnmodelle oder Arbeitsplatzgarantien7 

könnten hier Beiträge leisten, um die Teilhabe der Betroffenen zu fördern und langfristige 

Perspektiven zu eröffnen (vgl. Grundlagenpapier der SKOS zur sozialen Integration 2023).    

In diesem Zusammenhang wird sowohl international wie auch in der Schweiz immer wieder 

das sogenannte Partizipationseinkommen diskutiert. Ursprünglich in den 1990er-Jahren 

vom britischen Ökonomen Anthony Atkinson lanciert, ist es jüngst als Element eines ökoso-

zialen Wohlfahrtsstaates neu gedacht worden (Laruffa u.a. 2022; McGann/Murphy 2023; 

Swaton 2024). Die Kernidee besteht darin, dass Bürgerinnen und Bürger finanzielle Leistun-

gen für Tätigkeiten erhalten, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt, den ökologischen 

Wandel oder die demokratische Kultur stärken. Welche Tätigkeiten hierfür konkret in Frage 

kommen, soll nicht einseitig vom Staat festgelegt, sondern in einem Prozess der Co-Produk-

tion mit den involvierten Bürgerinnen und Bürgern ausgehandelt werden. Mögliche Pilot-

versuche mit einem ökologisch motivierten Partizipationseinkommen werden derzeit im 

Kanton Waadt und in Genf geprüft.8 

 
7 https://science.orf.at/stories/3224748/  

8 https://www.eper.ch/medias/un-revenu-de-transition-ecologique-letude-vaud 

https://www.hospicegeneral.ch/fr/revenu-de-transition-ecologique-lancement-dune-etude-de-faisabilite-ge-

neve  

https://science.orf.at/stories/3224748/
https://www.eper.ch/medias/un-revenu-de-transition-ecologique-letude-vaud
https://www.hospicegeneral.ch/fr/revenu-de-transition-ecologique-lancement-dune-etude-de-faisabilite-geneve
https://www.hospicegeneral.ch/fr/revenu-de-transition-ecologique-lancement-dune-etude-de-faisabilite-geneve
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Bereits umgesetzt sind in der Schweiz gewisse soziale oder berufliche Integrationspro-

gramme mit Ausrichtung auf ökologische Aspekte. Beispiel sind die seit langem aufgebau-

ten Arbeitsintegrationsprogramme im Bereich Recycling, in der Kreislaufwirtschaft oder im 

Bereich der Solarenergie. Zunehmend werden auch Angebote im Bereich soziale Teilhabe 

aufgebaut, die sich an Menschen richten, die aus gesundheitlichen Gründen arbeitsunfähig 

sind. Im Programm «Mission Nature» beispielsweise erhalten Betroffene Möglichkeiten sich 

ökologisch zu betätigen und auf Selbstsorge zu achten. Das Programm trägt erfolgreich zur 

Stabilisierung der Teilnehmenden bei. Viele engagieren sich danach weiter – z.B. in Umwelt-

vereinen und rund ein Drittel konnte berufliche Integrationsmassnahmen aufnehmen.9 

6. Konsum, Mobilität, Raum und Wohnen 

Der Klimawandel sowie die Massnahmen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen führen 

auch zu Veränderungen in zentralen Lebensbereichen wie Wohnen, Mobilität und Konsum. 

Die Herstellung von Baumaterialien oder Gebrauchsprodukten, die Produktion von Lebens-

mitteln und die Nutzung fossiler Brennstoffe sind mit erheblichen Emissionen verbunden. 

Massnahmen zur Dekarbonisierung, wie energetische Gebäudesanierungen, CO₂-Abgaben, 

neue Mobilitätsstandards oder die Nutzung klimaverträglicher Produkte, schlagen sich da-

her oft in höheren Kosten nieder (Suppa u. a. 2019). Diese Entwicklungen betreffen grund-

legende Bedürfnisse: Heizen, Wohnen, Mobilität und Ernährung werden teurer, wie auch 

die Freizeitgestaltung. Aus sozialpolitischer Sicht ist es zentral, diese Auswirkungen frühzei-

tig zu erkennen und bei der Gestaltung sowie der Aushandlung von Klima- und Sozialpoliti-

ken zu berücksichtigen. 

6.1. Soziale Ungleichheit bei der Belastung durch steigende Le-
benshaltungskosten 

Die Belastungen infolge steigender Lebenshaltungskosten sind ungleich verteilt. Haushalte 

mit niedrigen Einkommen sind besonders stark betroffen, da sie einen grösseren Anteil ihres 

verfügbaren Einkommens für Grundbedürfnisse wie Wohnen, Energie und Lebensmittel aus-

geben und weniger Möglichkeiten haben, ihre Ausgaben durch Verhaltensanpassungen oder 

die Nutzung klimaneutralerer Technologien zu reduzieren. 

Die ungleiche Belastung der Haushaltseinkommen durch höhere Energiekosten lässt sich am 

Beispiel der starken Preisanstiege in Folge der russischen Invasion der Ukraine im Jahr 2022 

aufzeigen. Die Teuerungsraten für einkommensschwache Haushalte lagen in der Folge mas-

siv höher als diejenigen für einkommensstarke. Gemäss einer Analyse der Konjunkturfor-

schungsstelle KOF (2022) verzeichnete das unterste Einkommensquintil 2022 einen 

 
9 https://www.reiso.org/articles/themes/pratiques/12151-ecologie-et-lien-social-etape-vers-la-reinsertion 

https://www.reiso.org/articles/themes/pratiques/12151-ecologie-et-lien-social-etape-vers-la-reinsertion
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prozentualen Anstieg der Ausgaben von 3.5 Prozent, während beim obersten Quintil der 

Anstieg 1.9 Prozent betrug (vgl. Abbildung 2).10  

Die ungleichen Teuerungsraten sind gerade in Zusammenhang mit den Verteilwirkungen kli-

mapolitischer Instrumente (siehe Kapitel 3.3) zu beachten. 

Abbildung 1: Ausgabenanstieg in Prozent des verfügbaren Einkommens nach Einkom-

mensklassen 

 

Quelle: KOF, 2022 

6.2. Teilhabechancen  

Mobilität ist ein zentraler Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe. Steigende Kosten im Be-

reich Mobilität könnten hier Einschränkungen bedeuten (Caritas Schweiz 2024). Aus sozial-

politischer Perspektive ist sicherzustellen, den Zugang zu bezahlbarer Mobilität auch für ein-

kommensschwache Gruppen zu gewährleisten und bei künftigen Entwicklungen im Blick zu 

behalten. Gerade vor dem Hintergrund, dass Mobilität auch die Arbeitsplatz-Zugänglichkeit 

und den Zugang zu Bildung beinhaltet, erhält dieser Aspekt zusätzliches Gewicht.  

Auch im Bereich Wohnen können Veränderungen infolge von Klimaschutzmassnahmen so-

ziale Risiken erzeugen. Energetische Gebäudesanierungen und Ersatzneubauten führen in 

vielen Fällen zu höheren Wohnkosten. Gemäss Studien im Auftrag des BWO führen energe-

tische Sanierungen in den meisten Fällen zu einer Mehrbelastung für Mieter:innen, auch 

unter Berücksichtigung der reduzierten Energiekosten. Aus Eigentümer:innensicht ist durch 

 
10 https://kof.ethz.ch/news-und-veranstaltungen/kof-news0/2022/11/wer-leidet-am-meisten-unter-der-ho-

hen-inflation.html 

 

https://kof.ethz.ch/news-und-veranstaltungen/kof-news0/2022/11/wer-leidet-am-meisten-unter-der-hohen-inflation.html
https://kof.ethz.ch/news-und-veranstaltungen/kof-news0/2022/11/wer-leidet-am-meisten-unter-der-hohen-inflation.html
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den indizierten Mietzinsaufschlag eine energetische Sanierung meist - aber nicht immer - 

ökonomisch rentabel (B.S.S. 2014). 

Für Haushalte mit tiefem Einkommen besteht dadurch ein erhöhtes Risiko, aus ihren ange-

stammten Wohngebieten verdrängt zu werden. Bukowski und Kreissl (2022) sehen drei Mas-

snahmenbereiche, um der Verdrängung im Wohnbereich entgegenzuwirken. Erstens, die 

Rekommunalisierung und stärkere öffentliche Bautätigkeit; zweitens, Anpassungen in der 

Raum- und Bauplanung, besonders auch Regelungen im Bereich der Flächennutzung; drit-

tens, Strategien für integrativen Wohnraum. Eine Reihe von Themen und Massnahmen wer-

den auch im nachhaltigen Entwicklungsziel (SDG 11) genannt „sustainable cities and com-

munities”, bei dem es darum geht, Gemeinden inklusiv, sicher, wiederstandfähig und nach-

haltig zu machen.11  

Um die Verdrängung aufzuhalten, könnten allenfalls auch Massnahmen, wie Zuschüsse an 

Personen in finanziell engen Verhältnissen, eingeführt werden. Die Stadt Zürich beispiels-

weise richtete 2022 bis 2024 Energiekostenzulagen an Haushalte mit geringen finanziellen 

Mitteln aus. Solche Massnahmen werden auch in anderen Gemeinden diskutiert oder um-

gesetzt.  

6.3. Rolle der Sozialhilfe im Bereich Konsum, Mobilität, Raum und 
Wohnen 

Die klimawandelbedingten Kostensteigerungen in den Bereichen Wohnen, Energie, Mobili-

tät und Nahrungsmittel treffen Haushalte mit tiefem Einkommen überproportional stark. 

Diese Entwicklungen haben Auswirkungen auf die Sicherstellung existenzsichernder Leistun-

gen und die soziale Teilhabe einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen. Für die Sozial-

hilfe und andere bedarfsorientierte Leistungen ergibt sich daraus die Notwendigkeit, die ver-

änderten Rahmenbedingungen bei der Ausgestaltung von Unterstützungsansätzen stärker 

zu berücksichtigen. Besonders relevant sind dabei folgende Punkte: 

⚫ Regelmässige Überprüfung und Anpassung der Mietzinsrichtlinien, wenn die Mieten 

infolge von Sanierungen und Wohnraumknappheit steigen (vgl. Grundlagenpapier der 

SKOS zum Thema Wohnen, 2024).  

⚫ Berücksichtigung von Wohn- und Energiekosten: Bei der Festlegung von Mietzinslimi-

ten und der Berechnung von Unterstützungsbudgets sollten sowohl höhere Mieten 

infolge energetischer Sanierungen als auch steigende Heiz- und Energiekosten einbe-

zogen werden. Eine energetisch sehr sparsame Wohnung, ist mit einem höheren 

Mietzins verbunden, dafür sollten Heizkosten gespart werden können. Eine zentral ge-

legene Wohnung ist vielleicht etwas teuer, dafür fallen weniger Kosten für die Mobili-

tät an.  

⚫ Beachtung von Mobilitätskosten: Der Zugang zu Mobilität bleibt eine Voraussetzung 

für gesellschaftliche und berufliche Teilhabe. Unterstützungsbudgets sollten steigende 

Kosten im Bereich des öffentlichen Verkehrs oder andere notwendige Mobilitätsaus-

gaben angemessen berücksichtigen. 

 
11 https://www.globalgoals.org/goals/11-sustainable-cities-and-communities/) 

https://www.globalgoals.org/goals/11-sustainable-cities-and-communities/
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⚫ Information und persönliche Hilfe: Sowohl präventiv wie auch im Bereich der persön-

lichen Hilfe während dem Bezug von wirtschaftlicher Sozialhilfe haben Information 

und Befähigung im Umgang mit gesellschaftlichen und persönlichen Herausforderun-

gen einen hohen Stellenwert. Diesen Aspekten kommt auch im Zusammenhang mit 

den klimabedingten Veränderungen eine wichtige Rolle zu. Die Sozialdienste bleiben 

weiterhin gefordert, angemessene Angebote und Informationen zu pflegen und in Ko-

operation mit Angeboten für andere Zielgruppen zu koordinieren. Synergien sollten 

dabei genutzt werden und es braucht Ressourcen für solche Aktivitäten.  

Liedholz sieht weiter Handlungsbedarf bei der Schaffung von nachbarschaftlichen Netzwer-

ken.  Hier könnten die Sozialdienste künftig eine Rolle spielen. Durch die Nähe zu Adres-

sat:innen der Sozialen Arbeit könnten Sozialdienste Pilotprojekte lancieren und beispiels-

weise Austauschgefässe bereitstellen. In diesen Ateliers könnte über die Folgen des Klima-

wandels, die Bedarfe sowie mögliche Massnahmen gesprochen werden. Die Soziale Arbeit 

ist mit ihrem partizipativen und aktivierenden Ansatz besonders für diese Arbeit geeignet. 

Liedholz plädiert weiter für mehr Öffentlichkeitsarbeit, um den Diskurs, auch den politi-

schen, zu verändern (Liedholz 2021: 71).  

7. Zusammenfassung: Rolle der Sozialhilfe im Kontext 
des Klimawandels  

Der Klimawandel wirkt sich zunehmend auf zentrale Lebensbereiche aus – von der Gesund-

heit über den Arbeitsmarkt bis hin zu Wohnen, Mobilität und Konsum. Diese Veränderungen 

betreffen nicht alle Bevölkerungsgruppen gleich: Menschen in prekären Lebenslagen sind 

von den Folgen besonders stark betroffen, sei es durch direkte Umweltbelastungen oder 

durch indirekte Auswirkungen klimapolitischer Massnahmen. In dieser Konstellation kommt 

der Sozialhilfe eine wichtige Rolle zu, sowohl im Sinne der Absicherung individueller Risiken 

als auch als Teil eines sozialpolitischen Beitrags zur Gestaltung einer gerechten Klimatrans-

formation. 

 

Das vorliegende Diskussionspapier zeigt auf, wie die Sozialhilfe zum Um-

gang mit klimabedingten Herausforderungen beitragen kann: 

⚫ Thematisierung sozialer Folgen der Klimapolitik und des Klima-

wandels: Die SKOS kann soziale Auswirkungen des Klimawandels 

und der Klimapolitik innerhalb der Fachöffentlichkeit sichtbar ma-

chen, sei es durch Studien, Positionierungen oder Mitwirkung in 

Strategieprozessen auf nationaler Ebene. Die Beteiligung an der 

Entwicklung von Anpassungsstrategien – etwa im Rahmen des Akti-

onsplans des Bundes – ist ein wichtiger Schritt, um sozialpolitische 

Anliegen systematisch zu verankern. 
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⚫ Beitrag zur Sicherstellung des Zugangs zu Versorgung und Schutz: 

Bei gesundheitlichen Risiken wie Hitzewellen können Sozialdienste 

gemeinsam mit Gesundheits- und Sicherheitsbehörden dazu beitra-

gen, gefährdete Personen frühzeitig zu identifizieren und gezielt zu 

unterstützen, beispielsweise durch Informationskampagnen, Bera-

tung, Zugang zu kühlen Rückzugsorten oder aufsuchende Soziale 

Arbeit. Insbesondere im Bereich Wohnen eröffnen sich Möglichkei-

ten zur präventiven Unterstützung, etwa bei der Förderung ge-

sundheitsförderlicher Wohnsituationen. 

⚫ Förderung von Bildung und Arbeitsmarktintegration: Der klimabe-

dingte Strukturwandel erfordert gezielte Massnahmen zur Qualifi-

zierung und Integration benachteiligter Gruppen. Die Sozialhilfe 

kann über Programme wie „Arbeit dank Bildung“ den Zugang zu 

Aus- und Weiterbildung erleichtern und dazu beitragen, neue be-

rufliche Perspektiven zu erschliessen – insbesondere im Bereich 

nachhaltiger Technologien und Arbeitsfelder. Auch die Förderung 

von Grundkompetenzen und die Orientierung in neuen Berufsfel-

dern gehören dazu. 

⚫ Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe: Für Menschen, die dau-

erhaft vom ersten Arbeitsmarkt ausgeschlossen bleiben, gewinnt 

die soziale Integration an Bedeutung. Die Unterstützung gemein-

wohlorientierter Tätigkeiten – etwa im Sinne eines Partizipations-

einkommens – kann hier neue Formen der Anerkennung und Teil-

habe ermöglichen. Erste Projekte im Bereich ökologischer Integrati-

onsprogramme zeigen das Potenzial solcher Ansätze. 

⚫ Anpassung von Unterstützungsrichtlinien: Die steigenden Kosten 

in den Bereichen Wohnen, Energie, Mobilität und Ernährung stel-

len neue Anforderungen an die Berechnung von Unterstützungs-

leistungen. Mietzinsrichtlinien, Energiekostenpauschalen oder Mo-

bilitätsbudgets müssen regelmässig überprüft und angepasst wer-

den, um die Teilhabe einkommensschwacher Haushalte zu sichern. 

⚫ Koordination und Vernetzung: Die Umsetzung wirksamer Mass-

nahmen erfordert Kooperationen mit anderen Akteur:innen, insbe-

sondere in den Bereichen Klimapolitik, Stadtentwicklung, Gesund-

heitswesen und Zivilgesellschaft. Die Sozialhilfe kann hier eine ver-

bindende Rolle übernehmen, indem sie bestehende Zugänge zu ge-

fährdeten  Personen nutzt, partizipative Formate aufbaut und Sy-

nergien fördert. 
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Anhang 

Tabelle A1: Übersicht zu Verteil-Wirkungen von politischen Instrumenten zur Eingren-

zung des Klimawandels 

Politikinstrument Verteilungseffekte 

CO2-Abgabe auf Treibstoffe Regressiv oder progressiver Effekt – je nachdem ob der Haushalt 

auf private Mobilität angewiesen ist. Bei Haushalten, die auf pri-

vate Mobilität angewiesen sind, ist die Wirkung regressiv: Je tie-

fer das Einkommen, desto grösser ist der Anteil des Einkommens, 

das für Treibstoff ausgegeben wird. Zudem haben diese Haus-

halte finanziell weniger Spielraum, um auf E-Mobilität zu wech-

seln. 

CO2-Abgabe auf Elektrizität Regressiver Effekt, da einkommensschwache Haushalte einen viel 

grösseren Anteil des Einkommens für Elektrizität ausgeben und 

auch weniger Möglichkeiten haben auf effizientere Geräte zu 

wechseln. 

CO2-Abgabe auf Heizstoffen Regressiv, da Heizkosten bei einkommensschwachen Haushalten 

stärker ins Gewicht fallen. 

CO2-Abgabe auf Flugverkehr Eher progressiver Effekt, da Flugreisen überproportional von ein-

kommensstarken Haushalten genutzt werden.  

CO2-Abgabe auf Schiffsverkehr Dürfte eher regressiv wirken, da einkommensschwache Haus-

halte stärker importierte Güter konsumieren. Ein Teil der einkom-

mensschwachen Haushalte könnte aber auf der Einkommens-

seite durch die Reduktion von Importen auch profitieren. 

Subventionen für Gebäudesanie-

rungen, E-Autos etc. 

Eher regressive Wirkung, da Subventionen für saubere Fahr-

zeuge, Gebäudeisolation, Solaranlagen, etc. vor allem an einkom-

mensstarke Haushalte gehen.  

Investitionen in öffentliche Infra-

struktur  

Effekt hängt von Art der Investition ab (z.B. öffentlicher Verkehr: 

eher progressiv) 

Zölle auf Importe  Unklar, da einerseits einkommensschwache Haushalte stärker 

importierte Güter konsumieren andererseits der Tieflohnbereich 

durch diese Zölle eher geschützt wird.  

Standards für Automobile (z.B. 

Verbot der Verbrenner) 

Wirkt bei Haushalten, die auf private Mobilität angewiesen sind, 

noch regressiver als die Abgabe auf Treibstoff. 

Standards/Abgaben in der Land-

wirtschaft 

Verteilungseffekte dürften gering sein. 

Förderung von Ausbildungen im 

Zusammenhang mit der Dekar-

bonisierung  

Eher regressiver Effekt, da es bei den neuen Technologien einen 

«Skill-Bias» gibt, also eher einkommensstärkere Haushalte profi-

tieren.  
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Tabelle A2: Ideenpool zur Adressierung sozio-ökologischer Risiken durch den Klimawandel   

 Gesetzgebung,  

Politische Rahmenbedingungen 

Sozialhilfe/Sozialdienste Fachpersonen der Sozialen  

Arbeit 

Forschung/Wissenschaft/ 

Datenlage 

G
es

u
n

d
h

ei
t 

− Zugang zur Gesundheitsversorgung (be-
sonders vulnerable, schwer erreichbare 
Personen) 

− Früherkennung und Prävention bei vor-
belasteten oder besonders ausgesetzten 
Personen (sichere Arbeitsumgebungen, 
Verbesserung Wohnbedingungen) 

− Effiziente und gerechte Finanzierung 
umweltbezogener Gesundheitsmassnah-
men  

− Kühle Rückzugsräume für Obdachlose 
und Menschen in prekären Situationen 
schaffen 

− Adressieren und Berücksichtigung ge-
sundheitlicher Folgen oder Schutzmass-
nahmen, z.B. im Bereich situationsbe-
dingte Leistungen.  

− Sicherstellung Informationsfluss 

− Zugang zu Gesundheitsförderung ge-
währleisten 

− Präventive Ausrichtung von Beratung und 
Massnahmen – unabhängig von der wirt-
schaftlichen Hilfe 

− Aufsuchende Arbeit, Auf-
bau von Freiwilligennetz-
werken (z.B. Nachbar-
schaftshilfe) um Informati-
onsfluss und Zugänge zu 
Versorgung sicherzustellen 

− Sensibilisierung der Fach-
leute (Aus- und Weiterbil-
dung, Schulungen)  

 

− Soziale Determinanten 
der gesundheitlichen Ef-
fekte des Klimawandels 
erforschen 
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 Gesetzgebung,  

Politische Rahmenbedingungen 

Sozialhilfe/Sozialdienste Fachpersonen der Sozialen  

Arbeit 

Forschung/Wissenschaft/ 

Datenlage 

W
ir

ts
ch

af
t/

A
rb

ei
t 

/ 
B

ild
u

n
g 

− Soziale Sicherung – Existenzsicherung 
bei strukturwandelbedingter Erwerbslo-
sigkeit 

− Antizipieren der angepassten Nachfrage 
im Arbeitsmarkt und Aufbau der ent-
sprechenden Beratungs- und Vermitt-
lungsmöglichkeiten 

− Positive Aspekte der Klimaveränderung 
für wirtschaftliche Chancen nutzen und 
darauf achten, dass auch armutsbe-
troffene Menschen davon profitieren 
können (z.B. Arbeits- oder Integrations-
plätze in neuen Technologien, Produkten 
oder Wirtschaftszweigen). 

− Neue Finanzierungsmechanismen für 
Weiterbildungen und Umschulungen 
(z.B. Klimafonds) 

− Zugang zu Stipendien vereinfachen – 
auch für ältere Arbeitnehmende und 
Zweitausbildungen.  

− Partizipationseinkommen prüfen  
 

− Ermöglichen von Bildung/Weiterbil-
dung/Umschulung im Sozialhilfebezug 
(Anstatt rasche Vermittlung in den Ar-
beitsmarkt als primäres Ziel) 

− Soziale Teilhabe, keine Stigmatisierung 
von Personen, die Zugang zum Arbeits-
markt verlieren 

− Programme der beruflichen und sozialen 
Integration mit Ausrichtung auf Nachhal-
tigkeit und klimafreundliche Aktivitäten 

− Kapazitäten und Kompe-
tenzen als „transition 
agents“ aufbauen (Bera-
tung, Coaching im Bil-
dungsbereich) 

− Daten für das Antizipie-
ren und Monitoring der 
angepassten Nachfrage 
im Arbeitsmarkt 
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 Gesetzgebung,  

Politische Rahmenbedingungen 

Sozialhilfe/Sozialdienste Fachpersonen der Sozialen  

Arbeit 

Forschung/Wissenschaft/ 

Datenlage 

K
o

n
su

m
, M

o
b

ili
tä

t,
 R

au
m

 u
n

d
 W

o
h

n
en

 

− Berücksichtigung der Energiekosten in 
den Budgets von Haushalten mit tiefen 
Einkommen bei der Einführung von Len-
kungsabgaben und Rückerstattungssys-
temen 

− Teuerungsausgleich für Energiekosten 
berücksichtigten 

− Teilhabe über (klimaneutrale) Mobilität 
ermöglichen  

− Sozial-ökologischen Wohnungsbau för-
dern (auch Investitionen in nachhaltige 
Immobilien - ESG-Kriterien) 

− Soziale Durchmischung in Quartieren 
fördern 

− Klimafreundliche Gestaltung des Nahbe-
reichs  

 

− Vorgehen bei rasantem Wachstum der  
Energiekosten (Szenarien entwickeln) 

− Im Bereich Wohnen und Mobilität Mo-
delle für Ermessensspielraum schaffen 

− Ökologischen Überlegungen bei Mietzins-
limiten einbeziehen (z.B. Kosten für Ener-
gie und Mobilität mit in die Prüfung ein-
beziehen) 

− Vernetzungs- und Vermittlungstätigkeit 
in der immateriellen Hilfe intensivieren 

− In den betroffenen Berei-
chen Wohnen, Mobilität 
oder bei schnellen Verän-
derungen Ermessensspiel-
räume nutzen 

− Aufsuchende Arbeit 

− Sozialräumliche Arbeit und 
Vernetzung 

 

− Indikatoren zu Inflati-
onsraten nach Haus-
haltseinkommen entwi-
ckeln 

− Klimaneutraler Waren-
korb definieren  

− Soziale Determinanten 
bei Auswirkungen von 
ökologischer Wohnbau-
förderung, Gebäudepro-
grammen (etc.) erfor-
schen 

− Mobilitätsverhalten 
nach Einkommen erfor-
schen 

K
lim

ap
o

lit
ik

 g
en

er
el

l 

− Progressive – oder neutrale klimapoliti-
sche Instrumente umsetzen 

− Sozial abgefederte Kompensationsme-
chanismen 

− Klimasozialfonds  

− Verteilungswirkungen bestehender Mas-
snahmen evaluieren.  
 

− Dem Aspekt Raum geben durch die Betei-
ligung am öffentlichen Diskurs und durch 
das Einbringen der sozialpolitisch zu be-
rücksichtigenden Faktoren in die Klima-
Massnahmen-Entwicklung 

− Sozialverträgliche Ausge-
staltung der Klimapolitik 
einfordern 

− Sich beteiligen an Verbrei-
tung von Wissen über 
Klimaerwärmung und ihre 
Auswirkungen 

 

− Soziale Determinanten 
bei Auswirkungen des 
Klimawandels erfor-
schen  

− Verteilungswirkungen 
möglicher Klimapoliti-
scher Instrumente / 
Kompensationen schät-
zen  
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